Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksadie 840 


Antrag 

der Abgeordneten Traub, Mauk, Ruf, Frau Döhring und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Gewährung einer Ausfallunterstützung 
bei Außenarbeiten 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Arbeitnehmer in Außenarbeiten, die 
arbeitslosenversicherungspflichtig und nach 
den Bestimmungen der Krankenversicherung 
der Rentner nicht beitragsbefreit sind, 
können aus -den Mitteln der Arbeitslosen- 
versicherung eine Ausfallunterstützung erhal- 
ten, wenn die Arbeiten wegen starken 
Schneefalles oder Frostes nicht fortgesetzt 
werden können. 

(2) Unter den Begriff der Tätigkeit in 
Außenarbeiten fallen Arbeitnehmer 

a) des Eloch- und Tiefbaues (Wirtschafts- 
zweig 39b des Verzeichnisses der Wirt- 
schaftszweige für die Arbeitsstatistik der 
Arbeitsämter), 

b) des Gipsereigewerbes, der Platten- und 
Fliesenlegerei (Wirtschaftszweig 39 c/1), 

c) der Betriebe zur Gewinnung und Bearbei- 
tung von natürlichen Gesteinen und 
Erden (Wirtschaftszweig 7a), 

d) der Landschaftsgärtnereien (Wirtschafts- 
zweig lb), soweit sie bei Neubauten tätig 
sind, 

e) der Gips-, Kalkstein- und Mergelstein- 
brüche (Wirtschaftszweig 7b), 

f) des Gerüstbaues einschließlich des Holz- 
gerüstbaues (Wirtschaftszweig 39 d/l). 
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(3) Arbeitnehmer des Gipsereigewerbes 
und der Platten- und Fliesenlegerei erhalten 
Ausfallunterstützung unter den Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 auch dann, wenn sie 
bei Innenarbeiten beschäftigt sind. 

(4) Ausgenommen von dieser Regelung 
sind Arbeitnehmer in Betrieben, die nicht 
regelmäßig mindestens drei Arbeiter oder 
Angestellte beschäftigen. 

§ 2 

Ausfallunterstützung wird nur bei unver- 
meidbarem Arbeitsausfall gewährt. Unver- 
meidbarer Arbeitsausfall tritt ein, wenn Vor- 
oder Nacharbeit nicht möglich ist oder der 
Arbeitnehmer nicht mit Arbeiten im Betrieb 
beschäftigt werden kann, die trotz starken 
Schneefalles oder Frostes fortgeführt werden 
könnten. 

§ 3 

Ausfallunterstützung wird nur gewährt, 
wenn die Arbeitnehmer in einer zur Gewäh- 
rung der Unterstüzung vorgesehenen Doppel- 
woche mindestens sechzehn Stunden oder in 
zwei aufeinanderfolgenden Doppelwochen 
mindestens zweiunddreißig Stunden beschäf- 
tigt werden oder für diese Stundenzahl Lohn 
erhalten. 

§ 4 

(1) Die Ausfallunterstützung wird nach 
Doppelwochen berechnet. Sie beträgt in der 
Doppelwoche 



für Angehörige der Steuerklasse I 

55 vom Hundert 

für Angehörige der Steuerklasse II 

65 vom Hundert 

für Angehörige der Steuerklasse III 

75 vom Hundert 

des Unterschiedsbetrages zwischen dem tat- 
sächlich gezahlten und dem bei achtzig Stun- 
den Arbeit erzielbaren Arbeitsentgelt. Als 
tatsächlich gezahltes Arbeitsentgelt ist min- 
destens der Lohn für sechzehn Arbeitsstunden 
zugrunde zu legen. Auslösungen, Trennungs- 
geld, Wegegeld, Akkordgeld und ähnliche 
Leistungen werden nicht berücksichtigt. 

(2) Für lohnzahlungspflichtige Wochen- 
feiertage, für Krankheitstage, Urlaubs- und 
Bummeltage wird eine Ausfallunterstützung 
nicht gewährt. 

§ 5 

(1) Verrichtet der Arbeitnehmer andere 
Arbeiten gegen Entgelt, wird Ausfallunter- 
stützung nicht gewährt. Unterstützung ist 
auch zu versagen oder zu entziehen, wenn 
dem Arbeitnehmer für die Ausfalltage vom 
Arbeitsamt zumutbare Arbeit nachgewiesen 
wird. 

(2) Ansprüche auf Fortzahlung des Arbeits- 
entgelts gehen der Ausfallunterstützung vor. 

§ 6 

(1) Der Arbeitgeber hat nach Anhörung 
der Betriebsvertretung unverzüglich dem zu- 
ständigen Arbeitsamt schriftlich anzuzeigen, 
daß wegen starken Schneefalles oder Frostes 
die Arbeit unterbrochen werden muß. Aus- 
fallunterstützung wird frühestens von der 
Woche an gezahlt, in der die Anzeige beim 
Arbeitsamt eingeht. 

(2) Bei nicht rechtzeitiger Anzeige aus ent- 
schuldbarem Grund kann der Direktor des 
Arbeitsamtes für den Beginn der Ausfall- 
unterstützung einen früheren Zeitpunkt fest- 
legen. 

(3) Wird der Arbeitsausfall für eine Dop- 
pelwoche unterbrochen, darf Ausfallunter- 
stützung erst wieder gezahlt werden, wenn 
eine neue Anzeige erstattet wird. 

§ 7 

(1) Ausfallunterstützung wird nur auf An- 
trag gewährt. Die Abrechnung muß binnen 
zweier Monate nach Ablauf der Doppelwoche 


eingereicht werden, in der der Arbeitsausfall 
eingetreten ist. Zur Vermeidung unbilliger 
Härten kann der Präsident des Landesarbeits- 
amtes auf schriftlichen Antrag die Abrech' 
nungsfrist bis zu drei Monaten verlängern. 

(2) Der Arbeitgeber hat die Voraussetzun- 
gen für die Gewährung der Ausfallunter- 
stützung nachzuweisen. Er hat dem Beauf- 
tragten der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung auf Ver- 
langen Einsicht in die Lohnunterlagen zu ge- 
statten. Soweit das Arbeitsamt nichts anderes 
bestimmt, hat der Arbeitgeber Ausfallunter- 
stützung selbst zu errechnen und mit dem 
Lohn auszuzahlen. 

§ 8 

Hat ein Arbeitnehmer vor Eintritt eines 
Versicherungsfaliles Ausfallunterstützung be- 
zogen, bemißt die Krankenkasse ihre Bar- 
leistungen nach einem Grundlohn, der ein 
nach § 180 der Reichsversicherungsordnung 
maßgebliches Arbeitsentgelt und einen auf 
den Kalendertag berechneten Teil der Aus- 
fallunterstützung umfaßt. In diesem Falle er- 
hält die Krankenkasse zur Abgeltung der 
Mehrkosten aus Mitteln der Arbeitslosenver- 
sicherung einen Beitrag von 3,5 vom Hundert 
der ausgezahlten Ausfallunterstützung. 

§ 9 

Über den Antrag auf Ausfallunterstützung 
entscheidet der Direktor des zuständigen 
Arbeitsamtes innerhalb einer Woche. Gegen 
seine Entscheidung sind die Rechtsmittel nach 
dem Sozialgerichtsgesetz (SGG) vom 3. Sep- 
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1239) zu- 
lässig. 

§ 10 

Werden Arbeitnehmer, die Ausfallunter- 
stützung bezogen haben, arbeitslos, so ent- 
fällt die Wartezeit nach § 110 b des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen- 
versicherung 

a) für zuschlagsberechtigte Arbeitslose, die 
mindestens drei Tage, und 

b) für nicht zuschlagsberechtigte Arbeitslose, 
die mindestens sieben Tage Ausfallunter- 
stützung bezogen haben. 

Ihre Arbeitslosenunterstützung ist nach dem 
Entgelt zu berechnen, das sie ohne Arbeits- 
ausfall in der betriebsüblichen vollen Arbeits- 
zeit bezogen hätten (§ 105 des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung). 
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§ 11 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 


§ 12 


Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft, 


Bonn, den 23. September 1954 


Traub 

Ruf 

Maier (Mannheim) 

Frau Döhring 

Barlage 

Mancher 

Corterier 

Dr. Bergmeyer 

Frau Dr. Maxsein 

Faller 

Frau Dr. Bleyler 

Morgenthaler 

Freidhof 

(Freiburg) 

Dr. Oesterle 

Geiger (Aalen) 

Dr. Brönner 

Oetzel 

Hansing (Bremen) 

Brück 

Frau Dr. Probst 

Hauffe 

Dr. Bürkel 

Richarts 

Frau Lockmann 

Dr. Czaja 

Frau Rösch 

Odenthal 

Finckh 

Rümmele 

Putzig 

Funk 

Scheppmann 

Reitz 

Dr. Furier 

Schneider (Hamburg) 

Frau Schanzenbach 

Haussier 

Dr.-Ing. E. h. Schuberth 

Dr. Schellenberg 

Harnischfeger 

Schüler 

Schoettle 

Hilbert 

Spörl 

Frau Strobel 

Höcherl 

Stingl 

Wehr 

Holla 

Teriete 


Jahn (Stuttgart) 

Unertl 


Frau Dr. Jochmus 

Varelmann 

Mauk 

Josten 

Dr. Werber 

Dr. Atzenroth 

Klausner 

Wiedeck 

Dannemann 

Kortmann 

Wittmann 

Frühwald 

Krammig 

Wolf (Stuttgart) 

Dr. Jentzsch 

Lang (München) 


Lahr 

Leibfried 

Frau Finselberger 

Dr. Keiler 

Lenz (Trossingen) 

Margulies 

Leonhard 

Dr. Lindrath 

Schloß 

Dr. Löhr 


Stahl 

Lücker (München) 

Dr. Elbrächter 


Lulay 

Dr. Schild (Düsseldorf) 
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